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8 Personalbedarf in Wohn- und 
Versorgungsformen für Pflege-
bedürftige
Christoph Bräutigam, Michaela Evans und Josef Hilbert

Abstract

Dieser Beitrag bemüht sich in aller Kürze um eine Abschätzung des mittelfris-
tigen Personalbedarfs der verschiedenen Wohn- und Versorgungsformen und 
bezieht dabei die vermuteten Entwicklungen in sämtlichen Einrichtungen mit 
pfl egerischer Versorgung ein. Nach kurzer Darstellung der derzeitigen perso-
nellen Situation wird der mittelfristige Bedarf bis 2030 skizziert. Benötigt wer-
den zusätzlich mindestens 350 000 Personen bzw. rund 250 000 Vollzeitäquiva-
lente, darunter etwa 132 000 Pfl egefachkräfte bzw. 101 000 Vollzeitäquivalente. 
Diese Zahlen sind als Untergrenze anzusehen. Verschiedene Faktoren könnten 
den Bedarf deutlich steigern. Im Fokus steht die Notwendigkeit, ausreichend 
Pfl egefachpersonen zu gewinnen. Die Darstellung potenzieller Einfl üsse auf den 
Bedarf und Hinweise auf erforderliche Anstrengungen zu seiner Deckung 
schließen sich an.

This article makes an estimate of the medium-term staffi ng needs of the various 
forms of living and nursing care in Germany, thereby including the assumed 
developments in all facilities of long-term care. After a short presentation of the 
current staffi ng situation, it outlines the medium-term demand until 2030. 
At least 350 000 or 250 000 full-time equivalents are required, including about 
132 000 nurses or 101 000 full-time equivalents. These fi gures are to be regard-
ed as a lower limit. Various factors could increase the demand signifi cantly. The 
focus is on the need to attract a suffi cient number of nurses, followed by a de-
scription of potential infl uences and suggestions of efforts required to cover it.

8.1 Gegenwärtige Personalsituation verschiedener 
Angebotsformen

Wenn der Personalbedarf in speziellen Wohn- und Versorgungsformen außerhalb 
der ursprünglichen Häuslichkeit diskutiert wird, sollte dies aus einer Perspektive 
geschehen, die sich nicht auf diese Formen beschränkt. In die Betrachtung des Be-
darfs sollten sämtliche Einrichtungen einbezogen werden, in denen pfl egerische 
Leistungen erbracht werden, da die verschiedenen Versorgungsformen künftig ver-
schärft insbesondere um qualifi ziertes Personal konkurrieren werden – untereinan-
der und mit den Krankenhäusern. 



8

Vollstationäre Pfl ege 

Diese Wohnform macht nach wie vor den Großteil der Versorgung aus. Von den 
bundesweit 12 354 Pfl egeheimen bieten 10 706 Einrichtungen Plätze in der Dauer-
pfl ege. Insgesamt leben heute 743 000 Pfl egebedürftige in stationären Einrich-
tungen, was rund 30 % aller Pfl egebedürftigen ausmacht, darunter knapp 20 000 
Personen in Kurzzeitpfl ege. Charakteristisch ist ein kontinuierliches Wachstum: So 
stieg die Zahl der Einrichtungen mit vollstationärer Dauerpfl ege zwischen 2001 und 
2011 um 28,5 % und die Zahl der vollstationär versorgten Pfl egebedürftigen um 
24,2 %. Entsprechend ist auch die Beschäftigtenzahl deutlich gestiegen, und zwar 
um 39,1 % auf 661 179, was umgerechnet 480 000 Vollzeitstellen entspricht. Aller-
dings ist diese Entwicklung mit einem deutlich rückläufi gen Anteil der Vollzeitbe-
schäftigten verbunden (siehe Tabelle 8–1; alle Angaben: Statistisches Bundesamt 
2013, S. 16–24). Typisch für stationäre Einrichtungen ist die sich wandelnde Bin-
nenstruktur, insbesondere wird der weit überwiegende Teil der Zimmer in Einzel-
zimmer umgewandelt und teilweise werden aus Wohnbereichen Wohngruppen und 
Hausgemeinschaften gemacht (Klein et al. 2008, S. 30), die in vielem den ambulant 
betreuten Wohngruppen gleichen.

Ambulante Pfl ege

Die ambulante pfl egerische Versorgung stellt keine Wohnform dar, erbringt aber 
Leistungen innerhalb von Wohnformen (siehe Servicewohnen, ambulant betreute 
Wohngruppen) und bildet zunehmend Spezialangebote für bestimmte Zielgruppen 
aus (Heimbeatmung, Kinder usw.). Der Anteil der von ambulanten Diensten ver-
sorgten Pfl egebedürftigen beträgt heute rund 23 %. Auch hier konnte zwischen 2001 
und 2011 ein deutliches Wachstum verzeichnet werden. Die Zahl der Dienste stieg 
um knapp 17 % auf 12 349, die der Pfl egebedürftigen um 32,4 % auf 576 000 und die 
der Beschäftigten um über 53 % auf 291 000, davon allerdings lediglich 80 000 Voll-
zeitbeschäftigte. Insgesamt sind den ambulanten Diensten 193 000 Vollzeitstellen 
zuzurechnen (Tabelle 8–1; Statistisches Bundesamt 2013, S. 10–15).

Tabelle 8–1

Personalzahlen verschiedener Versorgungsformen 2011/20121

Personal Davon Pflege Davon 
Pflegefachkräfte

Vollstationäre Pflege 661 000  (480 000) 435 000 (328 000) 208 000 (169 000)

Tagespflege ca. 15 000 (ca. 10 000) ca. 11 000 (ca. 7 000) ca. 5 000 (ca. 3 000)

Ambulante Pflege 291 000 (193 000) 221 000 (154 000) 148 000 (105 000)

Davon ambulante 
betreute WGs

ca. 20 000 (ca. 14 400) ca. 15 000 (ca. 11 000) ca. 5 000 (ca. 3 600)

Hospize/Hospizdienste ca. 9 000 (ca. 7 000) ca. 7 000 (ca. 5 000) ca. 5 000 (ca. 4 000)
1 Vollzeitstellen in Klammern

Quelle: Statistisches Bundesamt 2013; eigene Schätzungen

Pflege-Report 2015 WIdO
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Betreutes Wohnen 

Diese Wohnform fi ndet sich in verschiedenen Varianten. Gemeinsam ist ihnen, dass 
die Mieterinnen und Mieter individuell in der eigenen, abgeschlossenen Wohnung 
leben. Bundesweit wird aktuell die Zahl der Wohneinheiten auf rund 264 000 ge-
schätzt (KDA/Wüstenrot 2014, S. 38). Nach einem Boom in den 1990er Jahren geht 
man heute von einem geringen, aber stetigen Wachstum aus, das von Bemühungen 
um mehr Qualität begleitet ist (siehe Kuratorium Qualitätssiegel für Betreutes Woh-
nen 2011). Die Wohnungen sind barrierefrei (oder -arm) und werden in Kombina-
tion mit einigen wenigen Grundleistungen wie Beratungs-, Servicevermittlungs- 
und Informationsleistungen sowie haustechnischem Service vermietet. Je nach Be-
darf können Wahlleistunge n hinzugebucht werden. Diese sollen zumindest aus 
pfl egerischen und hauswirtschaftlichen Komponenten bestehen (vgl. Kuratorium 
Qualitätssiegel für Betreutes Wohnen 2011). Pfl egerische Leistungen sind somit 
nicht Teil des Regelangebots und werden im Bedarfsfall von ambulanten Pfl ege-
diensten erbracht. Die pfl egerische Versorgung entspricht damit der üblichen ambu-
lanten Pfl ege zu Hause, sodass eine separate Abschätzung des Personals dieser 
Wohnform hier nicht erfolgt. 

Ambulant betreute Pfl ege-Wohngemeinschaften 

Betreute Wohngemeinschaften gelten als eine auf dauerhaftes Verbleiben der Mie-
ter ausgelegte Zwischenform zwischen der ursprünglichen Häuslichkeit und einer 
stationären Versorgung (Wolf-Ostermann 2012). Viele dieser Wohngemeinschaften 
werden ganz oder teilweise von Menschen mit Demenz bewohnt (Wolf-Ostermann 
2012, S. 135). 

Grundprinzip ist das gemeinsame Wohnen mit jeweils eigenem Zimmer bzw. 
Appartement und gemeinschaftlicher Nutzung anderer Räume wie (Wohn)Küche 
und Wohnraum. Die Zahl der Mieter variiert, liegt aber im Allgemeinen zwischen 
sechs und zehn Personen. Daten aus dem Jahr 2012 deuten auf einen realistischen 
Wert von durchschnittlich 7,5 Mietern hin (Wolf-Ostermann 2012). Bei den gegen-
wärtig mindestens etwa 1 600 WGs (KDA/Wüstenrot 2014, S. 34) kann von mindes-
tens 12 000 Personen ausgegangen werden. 

Die Versorgung erfolgt in der Regel durch ambulante Pflegedienste, die übli-
cherweise Pflegefachkräfte, Pflegehilfskräfte, hauswirtschaftlich tätige Personen 
und andere (FSJ usw.) einsetzen. Die Zusammensetzung des Personals und die Zahl 
der eingesetzten Personen variiert zwischen den Bundesländern und einzelnen An-
geboten deutlich. Nach vorliegenden Daten kann von etwa 1,2 Stellen pro Mieter 
ausgegangen werden, davon etwa je ein Viertel Pflegefach- bzw. Pflegehilfskräfte 
und rund die Hälfte andere Personen (Wolf-Ostermann 2012, S. 155–157). Geht 
man von 12 000 Pflegebedürftigen aus, errechnet sich so ein Gesamtpersonalbe-
stand von 14 400 Vollzeitäquivalenten. Auch wenn die Einschätzung der Entwick-
lung ambulant betreuter Pflege-Wohngemeinschaften unter einem Mangel an Daten 
leidet, kann sicher von einer besonderen Dynamik und einer Verzehnfachung des 
Angebots seit 2003 ausgegangen werden (KDA/Wüstenrot 2014, S. 32).

Andere Angebote

Nach der aktuellen Pfl egestatistik werden knapp 44 000 Personen durch Einrich-
tungen der Tagespfl ege betreut. Diese leben aber in ihrer eigenen Wohnung und ver-



8

bringen meist bestimmte Wochentage tagsüber in der Tagespfl ege. Sie verlassen also 
ihr Wohnumfeld nicht dauerhaft. Das Personal wird statistisch nicht separat ausge-
wiesen. Beschäftigt sind Pfl egefachkräfte, Pfl egehilfskräfte, Hauswirtschafterinnen 
und andere. Laut Rahmenverträgen verschiedener Bundesländer differieren die Per-
sonalschlüssel deutlich. Als realistischer Durchschnittswert kann etwa eine Relation 
von 1:4 im Bereich Pfl ege und Betreuung und jeweils etwa 1:25 in den Bereichen 
Hauswirtschaft und Leitung/Verwaltung gelten. Damit bewegt sich die Anzahl der 
Stellen bei knapp 15 000, davon rund 11 000 im Bereich Pfl ege und Betreuung. Die 
Tagespfl ege erfreut sich wachsender Akzeptanz: Die Zahl der hier betreuten Pfl ege-
bedürftigen hat sich zwischen 2001 und 2011 von etwa 12 000 auf 44 000 gesteigert 
(Statistisches Bundesamt 2013, S. 20; Statistisches Bundesamt 2003, S. 18). 

Weiterhin sind noch die knapp 200 stationären Hospize und die rund 1 500 am-
bulanten Hospizdienste zu nennen. Die Zahl der Beschäftigten kann grob auf 9 000 
bei 7 000 Vollzeitstellen geschätzt werden, davon rund 5 000 Pflegefachkräfte mit 
knapp 4 000 Vollstellen (Tabelle 8–1; eigene Schätzung; Evangelische Akademie 
Tutzing 2011; ALPHA 2010). Auch bei den Hospizen sind kontinuierliche Steige-
rungen zu verzeichnen.

8.2 Prognosen zum Personalbedarf

Die vorliegenden quantitativen Prognosen weichen teilweise deutlich voneinander 
ab. So schätzt das Rheinisch-Westfälische Institut für Wirtschaftsforschung (RWI), 
dass es einen Mehrbedarf von 325 000 Vollkräften gibt, darunter 140 000 Pfl ege-
fachkräfte in ambulanten und stationären Einrichtungen bis 2030 (RWI 2011). An-
dere Untersuchungen nennen unter Berücksichtigung weiterer Einfl ussfaktoren 
bspw. einen Bedarf von 278 000 Pfl egefachkräften im Bereich ambulanter und sta-
tionärer Pfl ege (Prognos 2012) oder gehen von einer Personallücke zwischen 
263 000 Vollzeitäquivalenten (VZÄ) (bei steigendem Anteil informeller Pfl ege) und 
492 000 VZÄ (bei Zunahme formeller Pfl ege) bis 2030 aus (Rothgang et al. 2012). 
Weitere Unterschiede ergeben sich aufgrund teils außergewöhnlich langer Progno-
sezeiträume bis 2050 und darüber hinaus (siehe Pu 2011; BMWi 2012) und aus 
verschiedenen differierenden Grundannahmen zu diversen Einfl ussfaktoren. Als 
wichtige Einfl üsse sind zu nennen: 
• Entwicklung der Pfl egebedürftigkeitsquoten: Während die Prognose der Bevöl-

kerungsentwicklung bis 2030 relativ eindeutig darstellbar ist (Statistisches Bun-
desamt 2009), sind hinsichtlich der Entwicklung der Pfl egebedürftigkeit ver-
schiedene Szenarien vorstellbar. Möglich ist sowohl ein Anstieg der Pfl egebe-
dürftigkeitsquote, da eine steigende Lebenserwartung zu mehr und längerer 
Pfl egebedürftigkeit führen könnte, als auch ein Absinken infolge von gesünde-
rem Lebenswandel und medizinischem Fortschritt (Schulz 2012).

• Entwicklung des familiären Pfl egepotenzials: Dieses ist entscheidend für das 
Ausmaß der Inanspruchnahme professioneller Leistungen. Bisher ist der Anteil 
informeller Pfl ege in Deutschland im internationalen Vergleich hoch. Für die Zu-
kunft wird eher damit gerechnet, dass diese Hilfeform zurückgeht, was zu er-
höhtem Bedarf an Personal führt.
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• Wandel der Präferenzen bei der Inanspruchnahme der verschiedenen Angebote: 
Die Anteile der verschiedenen Versorgungsformen können sich ändern, was eine 
differenzierte Abschätzung des Personalbedarfs der Angebote erschwert.

Bis 2050 könnte so die Zahl der Pfl egebedürftigen auf zwischen 3 Millionen und in 
extremen Prognosen bis zu knapp 5 Millionen steigen (Pu 2011; Schulz 2012; Sta-
tistisches Bundesamt 2010). 

Im Folgenden wollen wir einige perspektivische Überlegungen zum Bedarf an-
stellen, die sich wegen der oben erwähnten Unwägbarkeiten auf einen mittelfris-
tigen Zeitraum (bis 2030) beschränken.

Stationäre Pfl egeeinrichtungen 

In einem ersten Schritt werden zumindest für die vollstationären und ambulanten 
Einrichtungen hinsichtlich der Betreuungsrelation, der Qualifi kationsstruktur, der 
Tätigkeitsbereiche der Beschäftigten und der Quote der Inanspruchnahme der je-
weiligen Versorgungsform konstante Umstände unterstellt. Die stationäre Versor-
gung bleibt – bei zu vermutender weiterer Entwicklung und Differenzierung der 
Binnenstrukturen – quantitativ mit großem Abstand die bedeutendste Wohnform 
außerhalb der eigenen Wohnung. Tabelle 8–2 zeigt die heutigen Zahlen und den 
zusätzlichen Personalbedarf bis 2030. Die Zahl der Pfl egebedürftigen erhöht sich 
auf 1 001 000.

Ambulante Pfl egedienste

Bei einem konstanten Anteil der Versorgung durch ambulante Dienste steigt die 
Zahl der Pfl egebedürftigen in diesem Bereich auf rund 775 000 Personen. Unter der 
Status-quo-Annahme ergibt sich der in Tabelle 8–3 dargestellte zusätzliche Bedarf.

Die Zahl der ambulant betreuten Wohngemeinschaften wird angesichts der 
dynamischen Entwicklung auch künftig deutlich zunehmen. Die mittelfristige Ent-
wicklung ist von verschiedenen Einflüssen abhängig, darunter von rechtlichen Vor-
gaben, der Möglichkeit der Nutzung bestehenden Wohnraums und dem Ausmaß der 
Investitionen in Neubauten sowie auch der Verfügbarkeit von geeigneten Pflege-
diensten. Die Entwicklung ist in den Bundesländern sehr uneinheitlich. Dem Bedarf 
an Arbeitskräften für die Erbringung pflegerischer Leistungen werden vermutlich 
weiterhin ambulante Anbieter entsprechen. Ausgehend von einer groben Schätzung 
der Beschäftigtenzahlen heute (14 400 VZÄ) und bei einer angenommenen Verdrei-
fachung der Zahl der Wohngemeinschaften bis 2030 kann grob mit einem zusätz-
lichen Personalbedarf von etwa 29 000 Stellen innerhalb der ambulanten Dienste 
gerechnet werden. Eine angenommene Steigerung der Nachfrage in der Tagespfle-

ge um 75 % und der nach Hospizleistungenen um 50 % würde einem zusätzlichen 
Personalbedarf in der Größenordnung von etwa 20 000 Beschäftigten oder 15 000 
Vollzeitäquivalenten entsprechen. 

Benötigt würden nach dieser ersten Schätzung also zusätzlich rund 350 000 Per-
sonen bzw. rund 250 000 Vollzeitäquivalente bis zum Jahr 2030 für die genannten 
Versorgungsformen. Davon entfällt der Großteil auf die Tätigkeitsbereiche „Pflege 
und Betreuung“ und Hauswirtschaft. Bei den zusätzlich benötigten beruflichen 
Qualifikationen dominieren bei unveränderten Anteilen die Pflegefachkräfte und 
Beschäftigte ohne einschlägigen Berufsabschluss (siehe Abbildung 8–1).
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Tabelle 8–2

Personalbestand und -bedarf bis 2030: Stationäre Pflegeeinrichtungen1

Beschäftigte Bestand 2011 Zusätzlicher Bedarf 2030

Beschäftigte Vollzeit-
stellen

Beschäftigte Vollzeit-
stellen

Personal gesamt 661 000 480 000 230 000 167 000

Pflegefachkräfte2 208 000 169 000 72 000 59 000

Qualifizierte Pflegehilfskräfte3 52 000 39 000 18 000 14 000

Hauswirtschaftlicher Beruf 33 000 24 000 11 000 8 000

sonst. Pflegeberuf, päd., soz., 
therapeutische. u. ä. Berufe

80 000 58 000 28 000 20 000

Andere Berufe/ohne Abschluss 288 000 189 000 100 000 66 000

Tätigkeitsbereich4 Beschäftigte Vollzeit-
stellen

Beschäftigte Vollzeit-
stellen

Pflege und Betreuung 435 000 328 000 151 000 114 000

Hauswirtschaft 114 000 73 000 40 000 25 000

Soziale Betreuung 27 000 18 000 9 000 6 000

Zus. Betreuung (§87b SGB XI) 25 000 16 000 9 000 6 000

Andere (Haustechnik, Verwaltung, andere) 61 000 45 000 21 000 16 000
1 Ungenauigkeiten ergeben sich durch Rundungen
2 Altenpfleger(innen), Gesundheits- und Krankenpfleger(innen), Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger(innen)
3 Staatlich anerkannte Altenpflegehelfer(innen), Krankenpflegehelfer(innen)
4 Gemäß Differenzierung der Pflegestatistik, teils zusammengefasst

Quelle: Statistisches Bundesamt 2013, S. 16–22; eigene Berechnungen

Pflege-Report 2015 WIdO

Tabelle 8–3

Personalbestand und -bedarf bis 2030: Ambulante Pflegeeinrichtungen

Beschäftigte Bestand 2011 Zusätzlicher Bedarf 2030

Beschäftigte Vollzeit-
stellen

Beschäftigte Vollzeit-
stellen

Personal gesamt 291 000 193 000 101 000 67 000

Pflegefachkräfte 148 000 105 000 51 000 36 000

Qualifizierte Pflegehilfskräfte 25 000 17 000 9 000 6 000

Hauswirtschaftlicher Beruf 7 000 4 000 2 000 1 000

sonst. Pflegeberuf., päd., therap. u. ä. Berufe 34 000 23 000 12 000 8 000

Andere Berufe/ohne Abschluss 77 000 45 000 27 000 16 000

Tätigkeitsbereich Beschäftigte Vollzeit-
stellen

Beschäftigte Vollzeit-
stellen

„Grundpflege“ und Pflegedienstleitung 221 000 154 000 76 000 53 000

Hauswirtschaft 38 000 20 000 13 000 7 000

Andere (Haustechnik, Verwaltung, andere) 31 000 20  000 11 000 7 000

Quelle: Statistisches Bundesamt 2013, S. 10–15; eigene Berechnungen

Pflege-Report 2015 WIdO
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Während die Stellen in den meisten Berufen (Verwaltung, Betreuung, Therapie 
u. a.) wegen des jeweils begrenzten Bedarfs oder geringerer Qualifi kationsanforde-
rungen vermutlich eher unproblematisch zu besetzen sein dürften, stehen am Ar-
beitsmarkt bereits heute kaum noch Fachkräfte des „Kernberufs“ Pfl ege zur Verfü-
gung. 

Differenziert nach Versorgungsformen stellt sich der zusätzliche Bedarf an Pfle-
gefachkräften wie in Tabelle 8–4 gezeigt dar. Diese Zahlen sind als Untergrenze 
anzusehen. Verschiedene Faktoren könnten den Bedarf deutlich steigern. Bei Pro-
gnosen wird häufig der Zusammenhang mit dem Personalbedarf der Kranken-

häuser übersehen. Die Krankenhäuser zählen inklusive der im Funktionsdienst 
beschäftigten Pflegepersonen derzeit rund 522 000 Beschäftigte, davon rund 90 % 

Abbildung 8–1
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Zusätzlicher Personalbedarf bis 2030 nach beruflicher Qualifikation

Tabelle 8–4

Prognose des Bedarfs an Pflegefachkräften nach Versorgungsform bis 2030

Versorgungsform Zusätzlicher Bedarf Pflege-
fachkräfte bis 2030 (Personen)

Zusätzlicher Bedarf Pflege-
fachkräfte bis 2030 (VZÄ)

Stationäre Pflegeeinrichtungen incl. 
Kurzzeitpflege

72 000 59 000

Tagespflege1 6 000 4 000

Ambulante Pflegedienste 51 000 36 000

Ambulante und stationäre Hospize5 3 000 2 000

Summe 132 000 101 000
1 Eigene Schätzung bei 75 % Steigerung in der Tagespflege und 50 % Steigerung bei der Hospizversorgung.

Pflege-Report 2015 WIdO
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Fachkräfte (vgl. Simon 2012). Insbesondere die Pflegefachkräfte können bereits 
heute prinzipiell zwischen den Pflegeeinrichtungen und den Krankenhäusern und 
Rehabilitationseinrichtungen wechseln. Bisher arbeiten zwar Gesundheits- und 
Krankenpflegerinnen und -pfleger in Pflegeeinrichtungen, der umgekehrte Weg ist 
Fachkräften aus der Altenpflege jedoch praktisch meist verwehrt. Nach der ge-
planten Verschmelzung der verschiedenen Pflegefachberufe zu einem Pflegefach-
beruf könnte sich diese Situation jedoch mittelfristig ändern und die Konkurrenz 
aus Sicht der Pflegeeinrichtungen verstärken. Schätzungen gehen allein bis 2020 
von einem Mehrbedarf von über 30 000 Vollzeitäquivalenten für Pflegefachkräfte in 
den Kliniken aus (vgl. Augurzky et al. 2011, S. 63). 

Ein anderer, bisher ausgeklammerter Aspekt ist die Tatsache, dass zusätzlich zu 
den genannten Zahlen die steigende Fluktuation über Verrentung und anderes Aus-

scheiden kompensiert werden muss. Damit wird sich der Bedarf in den folgenden 
beiden Jahrzehnten nochmals deutlich erhöhen. Und drittens ist es wahrscheinlich, 
dass aufgrund der zunehmenden Einschränkung familiärer Pflegekapazitäten 
die relative Bedeutung professioneller Pflegeleistungen gegenüber den informellen 
Leistungen zunimmt, was den Personalbedarf in stationären und ambulanten Ein-
richtungen zusätzlich steigert. Allein für die ambulante Versorgung wird der so ent-
stehende zusätzliche Bedarf bis 2030 auf 125 000 Pflegekräfte veranschlagt (Pro-
gnos 2012, S. 1). Aus diesen Gründen könnte sich der Mehrbedarf auf 300 000 oder 
mehr Pflegefachkräfte summieren.

8.3 Potenzielle Einflüsse auf die Entwicklung

Die bisherigen Überlegungen haben sich auf Hochrechnungen und Schätzungen 
beschränkt. Die Thematik verlangt allerdings dringend danach, verschiedene ande-
re Faktoren zu bedenken, die maßgeblichen Einfl uss nicht nur auf die Deckung des 
quantitativen Personalbedarfs insgesamt, sondern Auswirkungen insbesondere auf 
die Frage der benötigten berufl ichen Qualifi kationen und den Personalmix haben 
können. Einige seien hier exemplarisch genannt:

Das Kostenargument. Auch wenn der bedarfsgemäße Beschäftigungsaufbau 
mit der Schaffung von sozialversicherungspflichtigen Arbeitsplätzen verbunden ist, 
werden in vielen Diskussionen überwiegend die Kosten thematisiert. Diese Akzen-
tuierung kann großen Einfluss auf die personelle Ausstattung und den Personalmix 
in den Einrichtungen haben. Obwohl bisher die Einkommensunterschiede zwischen 
Fachkräften und anderen Beschäftigten in der Pflege im Vergleich zu anderen Bran-
chen eher gering ausfallen, gilt bei einer reinen Kostenargumentation, dass Hilfs-
kräfte billiger sind. Auch die Einbeziehung ehrenamtlich engagierter Personen 
könnte künftig zunehmend unter diesem Aspekt thematisiert werden. Zahlreiche 
Appelle, Konzepte und Verordnungen1 fordern mehr ehrenamtliches Engagement 
im sozialen Bereich. Das Kostenargument steht im Zusammenhang mit dem An-

1 Siehe z. B. Verordnung über niedrigschwellige Hilfe- und Betreuungsangebote für Pflegebedürf-
tige (HBPfVO) in NRW (https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=8&ugl_
nr=820&bes_id=5177&aufgehoben=N&menu=1&sg=0#FN3). 
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spruch an Fachlichkeit und Qualität. Die vorliegenden Prognosen gehen von ei-
ner Fortschreibung der Anteile an Fachkräften aus. Für den Tätigkeitsbereich „Pfle-
ge und Betreuung“ liegt dieser in den Pflegeheimen infolge der Fachkraftquote 
rechnerisch bei mindestens 50 %, bei ambulanten Diensten und insbesondere in 
Krankenhäusern deutlich darüber. Angesichts steigender Anforderungen (evidenz-
basierte Pflege, Multimorbidität, Demenzerkrankungen usw.) ist aus fachlicher 
Sicht nicht davon auszugehen, dass diese Anteile künftig sinken können, sollen 
nicht Zugeständnisse bei der Qualität in Kauf genommen werden. 

Politische Entscheidungen. Auf verschiedenen Feldern können politische Wei-
chenstellungen Veränderungen beim Personalbedarf nach sich ziehen. So könnte 
bspw. eine verbindliche Vorgabe für personelle Mindeststandards in der Kranken-
hauspflege dort zu höherem Bedarf führen und in den anderen Angebotsformen für 
einen Sogeffekt sorgen, der die Verfügbarkeit von Pflegefachkräften für Pflegeein-
richtungen und alternative Wohnformen einschränkt. Denkbar wäre auch eine Än-
derung der Fachkraftquote in stationären Pflegeeinrichtungen. Mögliche Vorgaben 
für fachliche Standards in ambulant betreuten Wohngemeinschaften auf Länderebe-
ne könnten den Bedarf an Fachkräften dort erhöhen usw. Auch eine weitere Ände-
rung der Definition der Pflegebedürftigkeit könnte Auswirkungen auf den künf-
tigen Personalbedarf haben. Gemessen an professionellen Definitionen ist der leis-
tungsrechtliche Begriff der Pflegebedürftigkeit nach wie vor gewollt restriktiv. 
Derzeit ist aber eine Tendenz zur Ausweitung der Leistungen insbesondere für Men-
schen mit Demenz zu beobachten, die teilweise einen erhöhten Personalbedarf nach 
sich zieht. Umgekehrt würde eine Verengung der Definition zu geringeren Lei-
tungsansprüchen führen. 

8.4 Wege zur Personalbedarfsdeckung

Wenn es gelingen soll, die nach Bedarf zu schaffenden Stellen adäquat zu besetzen, 
müssen bereits kurz- und mittelfristig umfassende Anstrengungen unternommen 
werden, um insbesondere die Zahl der Fachkräfte in der Pfl ege stark zu erhöhen. Als 
wichtige Handlungsfelder, die sich zum Teil wechselseitig beeinfl ussen, sind zu 
nennen:
• Ausweitung des Beschäftigungsumfangs. Der Trend zur Teilzeitarbeit hat sich 

in den vergangenen Jahren deutlich verstärkt. Weniger als die Hälfte der Pfl ege-
fachpersonen in Pfl egeeinrichtungen sind heute Vollzeitbeschäftigte (Schulz 
2012, S. 15). Die Ursachen liegen einerseits im Interesse der Arbeitgeber, Be-
schäftigte fl exibel einsetzen zu können, andererseits in vielen Fällen auch an den 
Interessen der Beschäftigten selbst. Angesichts der Zahl von über 200 000 Pfl e-
gefachpersonen in Pfl egeeinrichtungen, die lediglich teilzeitbeschäftigt sind 
(Statistisches Bundesamt 2013), verbirgt sich hier ein wichtiger Ansatzpunkt zur 
Deckung des zusätzlichen Personalbedarfs. Der absehbare Bedarf erfordert, dass 
sich der Trend zur Teilzeitarbeit umkehrt. Eine weitere Zielrichtung sollte die 
Erhöhung der Erwerbsbeteiligung qualifi zierter Pfl egefachpersonen sein, 
die derzeit keiner Erwerbstätigkeit nachgehen oder in anderen Tätigkeitsfeldern 
arbeiten.
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• Berufsverweilzeit. Auch wenn die häufi g genannten Zahlen zur angeblich be-
sonders geringen Berufsverweilzeit in der Pfl ege zu bezweifeln sind (Hall 2012), 
hat es – ähnlich wie der Beschäftigungsumfang – großen Einfl uss auf die perso-
nelle Situation, wenn die Arbeitsfähigkeit erhalten und insbesondere auch die 
Erwerbstätigkeit in Richtung auf das Erreichen des regulären Renteneintrittsal-
ters ausgeweitet wird. Ab etwa dem 55. Lebensjahr nimmt die Erwerbsquote 
drastisch ab (Prognos 2012, S. 11). Gelänge es, diesen Faktor zu beeinfl ussen, 
indem bspw. altersgerechte Arbeitsplätze geschaffen und die Arbeitsbedingungen 
allgemein verbessert würden, wäre ein nicht unwesentlicher Beitrag zur De-
ckung des Personalbedarfs geleistet. 

• Berufl iche Qualifi zierung. Die Zahl der erfolgreichen Ausbildungsabschlüsse 
in den Pfl egefachberufen liegt in den vergangenen Jahren in der Größenordnung 
von knapp über 30 000 jährlich (Prognos 2012; Simon 2012; Knüppel 2012). 
Diese Zahlen sind kaum noch ausreichend, um die Zahl der Beschäftigten auch 
nur stabil zu halten. Wenn die Quote der für den Pfl egeberuf zu gewinnenden 
Personen pro Alterskohorte konstant bliebe, würde das angesichts der ab 1995 
besonders geburtenschwachen Jahrgänge deutlich rückläufi ge Ausbildungs-
zahlen bedeuten. Ein Blick auf die Altersstruktur der Beschäftigten in Pfl egeein-
richtungen und Krankenhäusern zeigt, dass sich in den nächsten Jahren die Zahl 
der altersbedingt ausscheidenden Pfl egefachkräfte deutlich erhöhen wird. Schon 
diese Ausfälle zu kompensieren würde also eine deutliche Ausweitung der Aus-
bildungskapazitäten erfordern. Das Berufsfeld konkurriert zunehmend um Nach-
wuchs mit anderen Branchen, denen ein besserer Ruf anhaftet. Pfl ege ist unter 
Jugendlichen kein In-Beruf (Bomball 2010). Dies zu ändern, erfordert eine deut-
liche Attraktivitätssteigerung des Berufs, die durch Imagekampagnen allein nicht 
zu erreichen sein wird und die Zeit braucht. In diesem Zusammenhang ist auch 
die Aufwertung der Pfl ege durch Akademisierung zu beachten. Die Möglichkeit 
einer grundständigen akademischen Berufsqualifi zierung kann dazu beitragen, 
neue Zielgruppen für eine berufl iche Laufbahn in der Pfl ege zu gewinnen. Aka-
demische Weiterbildung erweitert zudem die Entwicklungsoptionen während 
des Berufslebens. Beides fördert die Attraktivität des Berufs und die Chance, 
zusätzliche Fachkräfte zu gewinnen.  

• Wesentliche Bedeutung hat die Verbesserung der Arbeitsbedingungen. In den 
vergangenen Jahren wurde eine zunehmende Arbeitsverdichtung in pfl egerischen 
Arbeitsfeldern beklagt. Es fällt aus der Perspektive der Beschäftigten zuneh-
mend schwerer, insbesondere die erforderlichen Interaktionsanteile der Arbeit zu 
leisten (Bräutigam et al. 2014, S. 54). Hier muss zum einen die personelle Aus-
stattung und damit die Finanzierung verbessert werden, zum anderen bedarf es 
aber auf betrieblicher Ebene auch einer Organisations- und Personalentwick-
lung. Zudem muss die Wertschätzung pfl egerischer Arbeit und der sie leistenden 
Menschen ernsthaft erhöht werden. 

• Vergütung. Ein entscheidender Nachteil der Pfl egeberufe ist der deutliche 
Lohnabstand zu anderen Branchen. Dieser hat sich in der Vergangenheit deutlich 
verschärft. So konnten Metallfacharbeiter zwischen 1995 und 2010 die tarifl iche 
Einstiegsvergütung um 67,5 % steigern. Bei Erzieherinnen stieg die Einstiegs-
vergütung im genannten Zeitraum um 37,7 %, in Pfl egeberufen dagegen um le-
diglich rund 20 % (Arbeitnehmerkammer Bremen 2014). Selbst im Vergleich zu 
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verwandten Berufen fällt der Pfl egebereich also zurück. Soll ausreichend Nach-
wuchs an Fachpersonal gewonnen werden, ist eine deutliche Verbesserung bei 
der Vergütung ein entscheidender Ansatzpunkt. Hier stellt sich die Frage der Fi-
nanzierbarkeit. Eine Anhebung der Fachkräfte-Vergütung um 20 % in Pfl egeein-
richtungen würde nach grober Schätzung eine Steigerung der Pfl egeversiche-
rungsbeiträge in der Größenordnung von weniger als 0,2 Prozentpunkten erfor-
dern. Zum Vergleich: Die Bundesregierung hat kürzlich eine Erhöhung um 
0,5 Prozentpunkte beschlossen, um die Leistungen zu verbessern. Eine solche 
Anhebung der Vergütung der Pfl egefachpersonen, die netto durchschnittlich rund 
200 € ausmachen würde, kann somit kaum als unfi nanzierbar gelten.2  

• Personal aus dem Ausland. Das Bemühen um Anwerbung insbesondere von 
Pfl egefachpersonen aus dem Ausland, vor allem aus Europa, teilweise auch aus 
Asien, hat sich in den letzten Jahren deutlich verstärkt. Zu bedenken und zu be-
obachten ist hier jeweils landesspezifi sch allerdings, ob diese Personen in 
Deutschland tatsächlich den Ansprüchen an eine Fachkraft genügen können und 
entsprechend einsetzbar sind. Zudem sind zumindest für Europa auch in anderen 
Staaten vergleichbare Alterungsprozesse zu beobachten wie in Deutschland, so-
dass dort oft kein Überfl uss an Fachkräften besteht. Auch stellt sich je nach Situ-
ation im Herkunftsland die Frage nach der moralischen Vertretbarkeit. Ein „Aus-
plündern“ der Gesundheitssysteme anderer Staaten zur Deckung des eigenen 
Bedarfs stellt keinen gangbaren Weg dar. Dennoch kann prinzipiell die Migration 
von Fachkräften die anderen Bemühungen ergänzen (vgl. Schulz 2012, S. 14–
15). 

Weitere Felder wie die gezielte Förderung der Höherqualifi zierung geeigneter Pfl e-
gehilfskräfte zu Fachkräften, die Entlastung von Fachkräften von berufsfremden 
Aufgaben u. v. a. m. könnten genannt werden. In jedem Fall bedarf es umfassender 
politischer und gesellschaftlicher Anstrengungen, um mittel- und langfristig eine 
differenzierte, bedarfsgerechte und den fachlichen Standards entsprechende Pfl ege-
infrastruktur mit der erforderlichen personellen Ausstattung vorhalten zu können. 
Die Lage ist nicht hoffnungslos, verlangt aber konsequentes Handeln auf allen ge-
nannten Feldern. 
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